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§ 16 GMSG Widerlegung der
Ansässigkeit in einem
teilnehmenden Staat

 GMSG - Gemeinsamer Meldestandard-Gesetz

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 13.08.2026

Ungeachtet der Feststellung von Indizien nach § 12 ist ein meldendes Finanzinstitut berechtigt aber nicht verp1ichtet,

einen Kontoinhaber in den folgenden Fällen nicht als in einem teilnehmenden Staat ansässige Person zu betrachten:

1. 1.Die Daten des Kontoinhabers enthalten eine aktuelle Postadresse oder Wohnsitzadresse in jenem

teilnehmenden Staat, eine oder mehrere Telefonnummern in jenem teilnehmenden Staat (und keine

Telefonnummer in Österreich) oder einen Dauerauftrag (bei Finanzkonten mit Ausnahme von Einlagenkonten) für

Überweisungen auf ein in einem teilnehmenden Staat geführtes Konto und das meldende Finanzinstitut beschafft

die nachstehenden Dokumente oder hat diese bereits geprüft und erfasst:

1. a)eine Selbstauskunft des Kontoinhabers über seine(n) Ansässigkeitsstaat(en), die jenen teilnehmenden

Staat nicht umfassen, und

2. b)Belege für den nicht meldepflichtigen Status des Kontoinhabers.

2. 2.Die Daten des Kontoinhabers beinhalten eine aktuell gültige, an eine Person mit Adresse in jenem

teilnehmenden Staat erteilte Vollmacht oder Zeichnungsberechtigung und das meldende Finanzinstitut beschafft

die nachstehenden Dokumente oder hat diese bereits geprüft und erfasst:

1. a)eine Selbstauskunft des Kontoinhabers über seine(n) Ansässigkeitsstaat(en) oder andere(n)

Ansässigkeitsstaat(en), die diesen teilnehmenden Staat nicht umfassen, oder

2. b)Belege für den nicht meldepflichtigen Status des Kontoinhabers.
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